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Es ist zu begrüßen, dass sich die Bundesregierung des Themas Güterverkehr und 
Logistik im Rahmen eines Masterplans annimmt. Damit kann gegenüber der Politik 
und der Öffentlichkeit aufgezeigt werden, welche Bedeutung ein leistungsfähiger 
Güterverkehr zur Verbesserung der Standortqualität hat, und was getan werden 
muss, damit das Verkehrswachstum bewältigt und die Logistikbranche den Anforde-
rungen von Wirtschaft und Verbrauchern gerecht werden kann. Nur dann kann die 
Logistikbranche in Deutschland weiter wachsen und neue Arbeitsplätze schaffen. Die 
folgenden sechs Punkte sind von besonderer Bedeutung, um die künftigen Heraus-
forderungen bewältigen zu können. 
 
Um den Logistikstandort Deutschland zu stärken, muss die Bundesregierung aber 
auch die Rahmenbedingungen im Bereich Steuer- und Umweltrecht sowie Arbeits- 
und Sozialrecht den internationalen Wettbewerbsbedingungen anpassen. In der 
Frage der Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen konnten in den letzten Jah-
ren keine nennenswerten Fortschritte erzielt werden. Die vorhandenen Verzerrungen 
erschweren den Wettbewerb mit ausländischen Transport- und Logistikanbietern. 
Auch die zunehmenden Beschränkungen aus Gründen des Umweltschutzes sollten 
auf den Prüfstand. Meist handelt es sich um Maßnahmen, die keine messbaren Wir-
kungen auf die Luftqualität oder die Lärmimmissionen haben, den Transportaufwand 
aber wesentlich erhöhen. Ziel muss es sein, die Umweltbelastungen weiter zu verrin-
gern und gleichzeitig die verkehrliche Erreichbarkeit zu erhalten oder zu verbessern. 
Dies kann durch eine Verbesserung des Verkehrsflusses und den Einsatz moderner 
Fahrzeuge erreicht werden. Die Transportbranche leistet durch die kontinuierliche 
Erneuerung ihrer Flotten hierzu bereits einen wichtigen Beitrag. Hemmend wirken 
auch die arbeits- und sozialrechtlichen Bestimmungen, die eine Disposition von in-
ternational eingesetzten Lkw-Flotten vom Standort Deutschland praktisch unmöglich 
machen. 
 
 
 
1. Infrastrukturausbau an Bedarf anpassen 
 
Problem: Der Bundesverkehrswegeplan ist chronisch unterfinanziert. Die Mittel rei-
chen nicht aus, um bedarfsgerecht zu investieren – obwohl es sich bei den geplanten 
Verkehrsprojekten um Vorhaben von hohem volkswirtschaftlichem Nutzen handelt. 
Dies gilt für alle Verkehrsträger. Hinzu kommt: Es wird nicht prioritär dort investiert, 
wo durch Engpassbeseitigung die Leistungsfähigkeit des Gesamtnetzes am nach-
haltigsten gesteigert werden könnte. Vielmehr werden die Investitionsmittel nach ei-
nem politisch ausgehandelten Schlüssel verteilt. Dies ist angesichts der Verpflichtung 
zur Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in allen Regionen berechtigt, führt 
aber dazu, dass Flaschenhälse von nationaler oder sogar EU-weiter Bedeutung nicht 
rechtzeitig beseitigt werden können. 
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Lösung: Die Mittel müssen erhöht werden, damit mit den zusätzlichen Mitteln 
schwerpunktmäßig die Projekte umgesetzt werden, die die Leistungsfähigkeit der 
Netze von Straße, Schiene und Wasserstraße beeinträchtigen. Angesichts der er-
heblichen Einnahmen aus Mineralölsteuer, Kfz-Steuer und Lkw-Maut sollte der Bund 
für diese volkswirtschaftlich hochrentablen Projekte mehr Mittel bereitstellen. Um den 
Ausbaubedarf auf Autobahnen besser erkennen zu können, sollten die Daten aus 
der Lkw-Maut genutzt werden. 
 
 
 
2. Verkehrswegeplanung weiter beschleunigen 
 
Problem: Mit dem Infrastrukturplanungsbeschleunigungsgesetz wurde ein erster 
Schritt getan, wenigstens den Zeitraum bis zur Inbetriebnahme zu reduzieren. Doch 
gilt der verkürzte Rechtsweg nur für ausgewählte Projekte. 
 
Lösung: Die Planungs- und Genehmigungsverfahren müssen weiter beschleunigt 
werden. Außerdem muss der verkürzte Rechtsweg für alle Projekte gelten. Ansatz-
punkt hierfür ist eine grundlegende Änderung des Planfeststellungsverfahrens im 
Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG). 
 
 
 
3. Bund-Länder-Verwaltung der Fernstraßen modernisieren 
 
Problem: Die historisch gewachsene Zuständigkeitsverteilung zwischen Bund und 
Ländern bei der Verwaltung der Bundesfernstraßen sollte daraufhin überprüft wer-
den, ob Effizienzpotenziale realisiert werden können. Viele Projekte, für die der Bund 
zuständig ist, haben heute vorwiegend regionale Bedeutung und eine Umwidmung 
wäre daher in Betracht zu ziehen. Eine darüber hinaus gehende Frage ist, ob sich im 
Miteinander zwischen Bund und Ländern Strukturen etabliert haben, die modernisiert 
werden müssen. Das betrifft auch das Verhältnis unter den Ländern: die effizienteste 
Verwaltung sollte als Benchmark im föderalen System identifiziert werden. Es geht 
darum, wichtige Vorhaben von nationaler oder europäischer Bedeutung so zügig und 
effizient wie möglich zu planen und zu realisieren. Ein in diese Richtung eingeleiteter 
Prozess wäre auch in der Lage, strukturelle Fehlanreize bei der Anmeldung und Prio-
risierung von Projekten durch die Länder zu beseitigen. Effizienzpotentiale sind dabei 
nicht nur auf der Ebene der Länder zu entdecken. Auch intensive und häufige Kon-
trollschritte einzelner Planungsabschnitte durch den Bund binden erhebliche zeitli-
che, personelle und finanzielle Ressourcen. 
 
Lösung: Das System der Auftragsverwaltung sollte vor dem Hintergrund eines weiter 
wachsenden Erhaltungsaufwandes in einem dichten Infrastrukturnetz modernisiert 
werden. Die Beziehungen von Bund und Länder bei Planung, Bau, Erhaltung und 
Betrieb der Fernstraßen sollten überprüft und soweit entflochten oder modernisiert 
werden, dass Bund und Länder so effizient wie möglich arbeiten können. Ein Weg 
könnte es dabei sein, dem Bund eine stärkere Verantwortung für Fernstraßen mit 
nationaler oder überregionaler Funktion zukommen zu lassen, während die Län-
der die umfassende Verantwortung insbesondere für Straßen mit regionaler Bedeu-
tung tragen. Einheitliche Verwaltungsverfahren und die Standardisierung von Abläu-
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fen können zu höherer Kosteneffizienz und damit einer effizienteren Verwendung der 
knappen, verfügbaren Mittel führen. 
 
 
 
4. Kombinierten Verkehr intensiver nutzen 
 
Problem: Der kombinierte Verkehr verzeichnet auf der Schiene und in der Binnen-
schifffahrt hohe Zuwächse, stößt aber zunehmend an Grenzen. Werden sie nicht 
beseitigt, wird das Wachstum – vor allem des Containerverkehrs – nur auf der Straße 
stattfinden. 
 
Lösung: Der kombinierte Verkehr muss für die künftigen Anforderungen des Ver-
kehrsmarktes „fit gemacht“ werden. Notwendig hierfür sind auf nationaler Ebene die 
Überarbeitung der Förderrichtlinie – Erweiterung der Förderung auch auf Erhalt und 
Erneuerung von Supra- und Infrastruktur sowie Begrenzung des Fördersatzes auf 
maximal 50 % – , die Erhöhung des Fördervolumens und die zügige Umsetzung des 
Drehscheibenkonzepts (Megahub-Schnellumschlaganlage Lehrte) als Ergänzung zu 
den bestehenden Direktverbindungen. Auf internationaler Ebene muss die Abstim-
mung beim Ausbau von Strecken und Terminals verbessert, die Sicherheit von In-
vestitionen sowie die diskriminierungsfreie Behandlung deutscher Unternehmen, die 
im Ausland Vor- und Nachläufe zum KV durchführen, gewährleistet werden. 
 
 
 
5. Lkw-Parkplätze zügig ausbauen 
 
Problem: Wachsendes Verkehrsaufkommen und verschärfte Regelungen bei den 
Lenk- und Ruhezeiten führen dazu, dass immer mehr Autobahnrastplätze durch Lkw 
überfüllt werden. Durch die fehlenden Parkplätze sind die Fahrer gezwungen, auf 
den Zufahrtsstreifen, den Notstreifen oder außerhalb der Autobahnen in der Nähe 
von Anschlussstellen zu parken. Derzeit fehlen bundesweit etwa 10.000 Stellplätze 
auf Autobahnrastplätzen und Autohöfen. Angesichts des weiter wachsenden Ver-
kehrs wird der Bedarf bis 2015 sogar auf 35.000 zusätzliche Plätze geschätzt. 
 
Lösung: Die Zahl geeigneter Stellplätze für Lkw muss erhöht werden. Hierfür müssen 
vorhandene Parkplätze erweitert, neue Parkplätze an und neben Autobahnen er-
richtet sowie sonstige geeignete Flächen in Autobahnnähe (Konversionsflächen, 
Gewerbegebiete) genutzt werden. Mit Blick auf die Lärmreduzierung für die ruhenden 
Fahrer sollte bei der Einrichtung der Plätze auf von der Fahrbahn abgewandte Flä-
chen und Sonderflächen für Kühltransporter geachtet werden. Parkraummanage-
mentsysteme sollten genutzt werden, um Parksuchverkehr zu verringern. In Anbe-
tracht der erheblichen Einnahmen aus der Lkw-Maut für Autobahnen und der Fi-
nanzmittel aus dem Ausbauprogramm für Stellplätze an Autobahnen von 125 Mio. € 
sollten keine Parkgebühren eingeführt werden. 
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6. Logistikstandort Deutschland stärken durch offensive Vermarktung 
 
Problem: Seit weit über drei Jahren besteht Konsens bei der Politik und in der Wirt-
schaft darin, dass der Logistikstandort Deutschland im In- wie auch Ausland gezielt 
vermarktet werden muss. Ziel ist es, ausländische Verlader und Produzenten zu ge-
winnen. Seit über zwei Jahren liegt eine ausführliche wissenschaftliche Studie über 
die Stärken und Schwächen des deutschen  Logistikstandortes vor - „Logistikstandort 
Deutschland: Eine Studie zu Potenzialen aktiver Vermarktung des Logistikstandorts 
Deutschland im europäischen und globalen Standortwettbewerb“. Sie behandelt 
auch konkrete Handlungsempfehlungen und Marketingtools. Alle Bundesländer ha-
ben inzwischen ihre eigene Logistikinitiative gestartet. Nur auf Bundesebene mangelt 
es an politischer Durchsetzungskraft und Konsequenz, ein konkretes Konzept für 
eine dauerhafte Vermarktung unter Einbindung der Bundesländer und der Wirtschaft 
zu erstellen. Das Thema spielt bisher im Rahmen der Erstellung des Masterplans 
„Güterverkehr und Logistik“ gar keine Rolle. 
 
Lösung: Die politische Entscheidung, den Logistikstandort Deutschland durch die 
bundeseigene Vermarktungsgesellschaft „Invest in Germany“ (IVG), die mit der Ver-
marktungsgesellschaft IIC für die ostdeutschen Bundesländer fusioniert hat, zu ver-
markten, ist ein erster Schritt. Dazu gehört von den Ressorts Wirtschaft und Verkehr 
das klare Bekenntnis zur drittgrößten Wirtschaftsbranche Deutschlands: Das Markt-
volumen der Logistik beträgt jährlich 180 Milliarden Euro und rangiert nach Handel 
und Automobilwirtschaft. Kurzfristig  müssen die federführenden Ressorts Wirtschaft 
und Verkehr sich auf ein Konzept einigen, das die Vermarktung der Branche Logistik 
als eigenes Geschäftsfeld in der Gesellschaft Invest in Germany gestaltet. Parallel 
muss die Wirtschaft in das Konzept eingebunden werden. Es gilt, konkrete organi-
satorische und finanzielle Strukturen nachhaltig zu schaffen.  
 
 
 
Berlin, Bonn, Frankfurt am Main, Hattersheim, den 03. August 2007 
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